16

Entwurf Stand: 11. September 2019/Basis: 23.06.2015 und Entwurf Stand 20. Januar 2017
Gesellschaftsvertrag
der Firma

Flughafen Stuttgart GmbH

I. Allgemeines

§ 1

Rechtsform, Firma und Sitz der Gesellschaft
(1)
Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Sie führt die Firma:

Flughafen Stuttgart

Gesellschaft mit beschränkter Haftung.

(2)
Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Stuttgart.

§ 2
Gegenstand des Unternehmens
(1)
Gegenstand des Unternehmens sind die Anlegung, der Ausbau und der Betrieb des Verkehrsflughafens Stuttgart. Dieser dient dem zivilen Luftverkehr, insbesondere dem Fluglinienverkehr. Soweit es den Flughafenstandort Stuttgart fördert, gehört auch zum Gegenstand des Unternehmens die Erbringung von Dienstleistungen, der Betrieb und Unterhaltung von Einrichtungen (einschließlich Messeaktivitäten) und Immobilien, die Bereitstellung der erforderlichen Verkehrsanbindung und Verkehrsinfrastruktur sowie die Beteiligung an anderen Flughäfen. 
(2)
Die Gesellschaft kann ferner Geschäfte jeder Art durchführen, die dem Gegenstand des Unternehmens dienen. 
(3)
Die Gesellschaft kann sich auch an anderen Unternehmen beteiligen, solche gründen oder diese unter ihrer Leitung zusammenfassen. 
§ 3
Stammkapital
(1)
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 50.000.000,00 (in Worten: 


EURO fünfzig Millionen)
(2)
Die Gesellschafter halten nachfolgende, jeweils in voller Höhe erbrachte Stamm-
einlagen:

1. 
das Land Baden-Württemberg eine Stammeinlage in Höhe von 

EURO 32.500.000,00 (in Worten: EURO zweiunddreißig Millionen fünfhundert-
tausend)
2. 
die Landeshauptstadt Stuttgart eine Stammeinlage in Höhe von

EURO 17.500.000,00 (in Worten: EURO siebzehn Millionen fünfhunderttau-
send)
§ 4
Abtretung von Geschäftsanteilen
(1)
Die Abtretung von Geschäftsanteilen eines Gesellschafters ist ohne Zustimmung des Mitgesellschafters und der Gesellschaft zulässig. 
(2)
Für den Fall des Verkaufs eines Geschäftsanteils oder eines Teiles eines Geschäftsanteils durch einen Gesellschafter an einen Dritten ist der Mitgesellschafter zum Vorkauf berechtigt.

(3)
Der verkaufende Gesellschafter hat den Inhalt des mit dem Käufer geschlossenen Vertrages unverzüglich dem Mitgesellschafter schriftlich mitzuteilen. Das Vorkaufsrecht kann nur bis zum Ablauf von drei Monaten seit Empfang dieser Mitteilung und nur durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Verkäufer ausgeübt werden. Etwaige Nebenleistungen, zu denen sich der Käufer in dem Vertrag mit dem verkaufenden Gesellschafter verpflichtet hat, braucht der vorkaufsberechtigte Mitgesellschafter entgegen § 466 BGB nicht zu bewirken oder zu vergüten. Im Falle des Verkaufs des Geschäftsanteils mit anderen Gegenständen zu einem Gesamtpreis kann der Verkäufer auch unter den Voraussetzungen von § 467 Satz 2 BGB nicht verlangen, dass der Vorkauf auf andere Gegenstände als den Geschäftsanteil erstreckt wird.
§ 5
Bekanntmachungen

Bekanntmachungen der Gesellschaft werden, soweit gesetzlich nichts anderes vorgeschrieben, im "Bundesanzeiger" und im "Amtsblatt der Landeshauptstadt Stuttgart" veröffentlicht.
II. Organe der Gesellschaft

§ 6
Organe der Gesellschaft
Organe der Gesellschaft sind


1.
die Geschäftsführung,


2.
der Aufsichtsrat,


3.
die Gesellschafterversammlung.

§ 7

Geschäftsführung
(1)
Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer (Geschäftsführung). 


1.
Hat die Gesellschaft nur einen Geschäftsführer, so wird sie durch diesen vertreten.


2.
Hat die Gesellschaft mehrere Geschäftsführer, so wird sie durch zwei Geschäftsführer gemeinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer zusammen mit einem Prokuristen vertreten. 

(2)
Der Aufsichtsrat kann eine Geschäftsordnung für die Geschäftsführung erlassen.


(3)
Die Geschäftsführer sind verpflichtet, die Geschäfte der Gesellschaft in Übereinstimmung mit den Gesetzen, dem Gesellschaftsvertrag, der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung sowie den Beschlüssen der Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsrats nach kaufmännischen Grundsätzen und mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes zu führen. 

(4)
Die Geschäftsführung hat geeignete Maßnahmen zu treffen, insbesondere ein Überwachungssystem einzurichten, damit den Fortbestand der Gesellschaft gefährdende Entwicklungen früh erkannt werden; dazu gehört auch ein dem Unternehmen angepasstes Controlling-System auf der Grundlage einer Kosten- und Leistungsrechnung.

(5)
Die Geschäftsführung ist verpflichtet, den Vorsitzenden des Aufsichtsrats über besondere Anlässe unverzüglich und den Aufsichtsrat über wichtige Angelegenheiten der Gesellschaft regelmäßig zu informieren.

(6)
Die Geschäftsführung ist verpflichtet, den Aufsichtsrat zeitnah nach Quartalsende über den Gang der Geschäfte, insbesondere über die Ergebnisentwicklung der einzelnen Sparten wie auch des gesamten Unternehmens und die Lage der Gesellschaft und die der verbundenen Unternehmen zu unterrichten. Hierzu ist ein schriftlicher Vierteljahresbericht vorzulegen; das Nähere regelt die Geschäftsordnung für die Geschäftsführung.

§ 8

Bestellung, Abberufung und Anstellung der Geschäftsführer
(1)
Der Aufsichtsrat bestellt die Geschäftsführer und beruft sie ab. Er ist auch zuständig für deren Anstellung, insbesondere legt er die Anstellungsbedingungen fest. Die Anstellung der Geschäftsführer erfolgt auf höchstens fünf Jahre.
(2)
Die Bestellung und der Widerruf der Bestellung der Geschäftsführer erfolgt nach Maßgabe von §§ 31,33 MitbestG. Eine wiederholte Bestellung und Anstellung, jeweils für höchstens fünf Jahre, ist zulässig; sie bedarf eines erneuten Aufsichtsratsbeschlusses, der frühestens ein Jahr vor Ablauf der bisherigen Amtszeit gefasst werden kann und spätestens sechs Monate vor Ablauf der Amtszeit gefasst werden soll.

(3)
Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegenüber amtierenden und ehemaligen Geschäftsführern gerichtlich und außergerichtlich.

§ 9
Zusammensetzung und Amtszeit des Aufsichtsrats
(1)
Der Aufsichtsrat besteht aus 16 Mitgliedern, und zwar aus 8 Mitgliedern der Anteilseigner und 8 Mitgliedern der Arbeitnehmer. Das Land bestellt 5 und die Landeshauptstadt bestellt 3 Mitglieder der Anteilseigener durch Entsendung. Das Land und die Landeshauptstadt sind berechtigt, die von ihnen entsandten Aufsichtsratsmitglieder jederzeit wieder abzuberufen. Wahl und Abberufung der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer richtet sich nach den jeweils geltenden mitbestimmungsrechtlichen Regelungen.

(2)
Die Amtszeit des Aufsichtsrats läuft ab mit Beendigung der Gesellschafterversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet.

(3)
Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt jederzeit durch schriftliche Erklärung gegenüber der Geschäftsführung niederlegen. Mehrfertigungen sind dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats und allen Gesellschaftern zuzuleiten.
(4)
Scheidet ein von den Gesellschaftern entsandtes Mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so ist unverzüglich an seiner Stelle ein anderes Aufsichtsratsmitglied zu entsenden. Die Amtszeit eines so entsandten Mitglieds gilt für den Rest der Amtszeit des Ausgeschiedenen.

(5)
Für jedes zu wählende Mitglied des Aufsichtsrats kann ein Ersatzmitglied gewählt werden. Das Ersatzmitglied wird für die Dauer der restlichen Amtszeit Mitglied des Aufsichtsrats, wenn das Aufsichtsratsmitglied vor dem Ende seiner Amtszeit ausscheidet. 
§ 10
Innere Ordnung des Aufsichtsrats
(1)
Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden und deren Aufgaben und Befugnisse festlegen. Der Aufsichtsrat kann insbesondere vorsehen, dass Ausschüsse Sitzungen des Aufsichtsrats vorbereiten oder, soweit nach dem Aktiengesetz zulässig, anstelle des Aufsichtsrats entscheiden. Soweit Ausschüsse gebildet werden, haben die jeweiligen Ausschussvorsitzenden regelmäßig an den Aufsichtsrat über die Ausschussarbeit zu berichten. § 107 Abs. 3 AktG findet Anwendung.

(2)
Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte nach § 27 MitbestG einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für die in § 9 Abs. 2 festgelegte Amtszeit. 
Anschließend bildet der Aufsichtsrat zur Wahrnehmung der in § 31 Abs. 3 Satz 1 MitbestG genannten Aufgaben einen Ausschuss, dem der Vorsitzende, sein Stellvertreter sowie je ein von den Mitgliedern der Arbeitnehmer und der Gesellschafter mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewähltes Mitglied angehören.  
(3)
Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse grundsätzlich in Sitzungen. Außerhalb von Sitzungen können Beschlüsse schriftlich sowie in Textform des § 126 b) BGB gefasst werden, wenn kein Mitglied widerspricht; hierauf ist in der Beschlussvorlage ausdrücklich hinzuweisen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats bestimmt das Verfahren. Er hat außerhalb von Sitzungen gefasste Beschlüsse nach Maßgabe von Abs. 11 schriftlich festzustellen.

(4)
Die Einberufung des Aufsichtsrats erfolgt durch den Vorsitzenden oder im Verhinderungsfall durch seinen Stellvertreter oder in deren Auftrag durch die Geschäftsführung spätestens zwei Wochen vor der Sitzung schriftlich oder in Textform des § 126 b) BGB. In dringenden Fällen kann diese Frist angemessen abgekürzt werden. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einberufung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. Der Einladung anzuschließen sind die Tagesordnung und die mit Beschlussvorschlägen versehenen Sitzungsunterlagen; dabei sind die zu behandelnden Punkte so genau anzugeben, dass sich die Mitglieder des Aufsichtsrats ausreichend auf die Erörterungen und Abstimmungen vorbereiten können. Eine Beschlussfassung kann grundsätzlich nur über solche Gegenstände erfolgen, die ausdrücklich in der Tagesordnung aufgeführt waren; eine Abweichung hiervon ist nur zulässig, wenn alle Aufsichtsratsmitglieder ausdrücklich zustimmen.

(5)
Der Vorsitzende des Aufsichtsrats – und wenn dieser verhindert ist sein Stell​vertreter – leitet die Aufsichtsratssitzung. Sitzungen des Aufsichtsrats sind abzuhalten, wenn es das Gesetz verlangt, die Belange der Gesellschaft es erfordern oder es von einem Geschäftsführer oder einem Aufsichtsratsmitglied beantragt wird. Der Aufsichtsrat muss zwei Sitzungen im Kalenderhalbjahr abhalten. Er kann beschließen, dass eine Sitzung im Kalenderhalbjahr abzuhalten ist. Die Sitzungen des Aufsichtsrats finden in der Regel am Sitz der Gesellschaft oder einer Betriebsstätte statt; der Vorsitzende des Aufsichtsrats kann bei Bedarf bestimmen, dass eine Sitzung an einem anderen Ort stattfindet. Die Regelung des § 110 AktG bleibt unberührt.
(6)
Die Geschäftsführer und die Prokuristen nehmen in der Regel an den Sitzungen des Aufsichtsrats teil. Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass Sitzungen oder einzelne Tagesordnungspunkte in Abwesenheit der Geschäftsführer und der Prokuristen abgehalten oder verhandelt werden. Der Aufsichtsrat kann ferner bestimmen, dass zur Beratung einzelner Tagesordnungspunkte sachkundige Personen hinzugezogen werden.
(7)
Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können dadurch an der Beschlussfassung des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse teilnehmen, dass sie schriftliche Stimmabgaben durch andere Aufsichtsratsmitglieder überreichen lassen. 
(8)
Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder zur Sitzung ordnungsgemäß geladen und mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich der Stimme enthält. Der Beschlussfähigkeit steht nicht entgegen, dass dem Aufsichtsrat weniger Mitglieder als die durch Gesetz oder Satzung festgesetzte Zahl angehören, auch wenn das für seine Zusammensetzung maßgebende zahlenmäßige Verhältnis nicht gewahrt ist. 
(9)
Der Aufsichtsrat beschließt mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit sich aus dem Gesetz oder dem Gesellschaftsvertrag nichts anderes ergibt. Ergibt eine Abstimmung im Aufsichtsrat Stimmengleichheit, so hat bei einer erneuten Abstimmung über denselben Gegenstand, wenn auch sie Stimmengleichheit ergibt, der Aufsichtsratsvorsitzende zwei Stimmen. § 108 Abs. 3 AktG ist auch auf die Abgabe der zweiten Stimme anzuwenden. Dem Stellvertreter steht die zweite Stimme nicht zu. 
(10)
Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen ist. § 107 Abs. 2 AktG gilt im Übrigen. Jedem Mitglied des Aufsichtsrats und allen Gesellschaftern ist spätestens sechs Wochen nach der jeweiligen Sitzung eine Abschrift zu übersenden.
(11)
Über Beschlüsse, die außerhalb von Sitzungen gefasst werden, ist eine vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnende Niederschrift anzufertigen. Diese muss die an der Abstimmung beteiligten Aufsichtsratsmitglieder, ihre Stimmabgabe und die gefassten Beschlüsse enthalten. Jedem Mitglied des Aufsichtsrats und allen Gesellschaftern ist spätestens vier Wochen nach der Beschlussfassung eine Abschrift zu übersenden.
(12)
Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden oder im Falle seiner Verhinderung durch den Stellvertreter abgegeben.

(13)
Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

(14)
Für Ausschüsse des Aufsichtsrats gelten die vorstehenden Regelungen sinngemäß.

§ 11

Sorgfaltspflicht und Verantwortung des Aufsichtsrats
(1)
Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren. Aufsichtsratsmitglieder, die auf Veranlassung des Gesellschafters Land Baden-Württemberg in den Aufsichtsrat gewählt oder entsandt worden sind, haben den Gesellschafter Land Baden-Württemberg über alle wichtigen Angelegenheiten der Gesellschaft, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt werden, zu unterrichten. Dies gilt nicht für vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, deren Kenntnis für die Zwecke der Berichte nicht von Bedeutung ist. Die §§ 394, 395 AktG sind für vom Land und der Landeshauptstadt entsandte Aufsichtsratsmitglieder entsprechend anzuwenden mit der Maßgabe, dass die Weitergabe von Informationen, insbesondere auch von vertraulichen Angaben und Geheimnissen der Gesellschaft, an die Beteiligungsverwaltung des Landes Baden-Württemberg (vom Land entsandte Aufsichtsratsmitglieder) sowie der Landeshauptstadt Stuttgart (von der Landeshauptstadt entsandte Aufsichtsratsmitglieder) zulässig ist. Dies gilt für die vom Land entsandten Aufsichtsratsmitglieder auch für die Weitergabe solcher Informationen an andere Ministerien des Landes Baden-Württemberg durch ein Aufsichtsratsmitglied, sofern das Aufsichtsratsmitglied dem jeweiligen Ministerium angehört.
(2)
Die Mitglieder des Aufsichtsrats dürfen bei ihren Entscheidungen weder persönliche Interessen verfolgen noch Geschäftschancen, die der Gesellschaft zustehen, für sich nutzen. 

(3)
Jedes Mitglied des Aufsichtsrats ist verpflichtet, Interessenkonflikte, insbesondere solche, die auf Grund einer Beratung oder Organfunktion bei Kunden, Lieferanten, Kreditgebern oder sonstigen Geschäftspartnern entstehen können, dem Aufsichtsrat gegenüber offenzulegen.

§ 12
Aufgaben des Aufsichtsrats
(1)
Der Aufsichtsrat berät und überwacht die Geschäftsführung.
(2)
Der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen alle Geschäfte und Maßnahmen


1.
von grundsätzlicher Bedeutung, 
2.
die über den Rahmen eines normalen Geschäftsbetriebs hinausgehen, 
3.
bei denen sich der Aufsichtsrat die vorherige Zustimmung allgemein oder im 
Einzelfall vorbehalten hat.

(3)
Die vorherige Zustimmung des Aufsichtsrats ist, soweit die Geschäftsordnung für die Geschäftsführung nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt, insbesondere erforderlich bei:


1.
Aufnahme neuer und Aufgabe vorhandener Geschäftsbereiche im Rahmen des Unternehmensgegenstands. Die Übernahme neuer Aufgaben von besonderer Bedeutung obliegt der Zustimmung der Gesellschafterversammlung (§ 14 Abs. 3 Nummer 7).

2.
Erwerb, Veräußerung und Belastung von Beteiligungen an Unternehmen.


3.
Gründung von Unternehmen, Eingehung und Beendigung von Joint Ventures, Abschluss, Änderung und Beendigung von Ergebnisbeteiligungsverträgen und ähnlichen Verträgen mit anderen Unternehmen.


4.
Wesentlichen Änderungen von Gesellschaftsverträgen von Tochter- oder Beteiligungsgesellschaften, insbesondere Änderungen ihres Stammkapitals, soweit die Beteiligung am Stammkapital mindestens 25 v. H. beträgt. 


Stimmabgaben in Gesellschafterversammlungen von Tochter- oder Beteiligungsgesellschaften, an denen die Gesellschaft mindestens 25 v. H. der Geschäftsanteile hält, bedürfen außerdem bei den folgenden Beschlussgegenständen der Zustimmung des Aufsichtsrats:

-
Feststellung des Jahresabschlusses und Ergebnisverwendung,
-
Entlastung der Geschäftsführung, 

-
Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats, falls ein solcher bestellt ist,
-
Bestellung des Abschlussprüfers,
-
Maßnahmen nach dem Umwandlungsgesetz wie Verschmelzung, Spaltung oder Formwechsel,
-
Veräußerung und Erwerb von Beteiligungen durch das Beteiligungsunternehmen,
-
Liquidation des Beteiligungsunternehmens,
-
Veräußerung des gesamten Geschäftsbetriebs,
-
Kapitalmaßnahmen (Veränderungen des Stammkapitals).


Hiervon ausgenommen sind Tochter- oder Beteiligungsgesellschaften mit einem eigenen Aufsichtsrat, soweit es sich nicht um Geschäfte von grundsätzlicher Bedeutung handelt. Die Geschäftsführung erstattet dem Aufsichtsrat außerdem Bericht über alle Geschäfte und Maßnahmen in Beteiligungsunternehmen, wenn und soweit die gleichen Geschäfte oder Maßnahmen bei der Gesellschaft der Zustimmung des Aufsichtsrats oder der Gesellschafterversammlung bedürfen.


5.
Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten ab einem vom Aufsichtsrat festzulegenden Betrag im Einzelfall.


6. 
Errichtung und Aufgabe von Betriebsstätten und/oder Zweigniederlassungen.


7.
Abschluss, wesentliche Änderung und Aufhebung von Verträgen mit dem Land Baden-Württemberg und der Landeshauptstadt Stuttgart von grundsätzlicher Bedeutung.


8.
Feststellung des jährlich im Voraus aufzustellenden Wirtschaftsplans, bestehend aus Erfolgsplan, Investitionsplan, Finanzplan und der Stellenübersicht. Dabei sind zuschussfinanzierte Aufwendungen und Investitionen brutto auszuweisen. Abweichungen von der Summe der Aufwandspositionen des Erfolgsplans bedürfen nicht der Zustimmung des Aufsichtsrats, wenn dadurch das Ergebnis des Erfolgsplans und des Finanzplans voraussichtlich nicht wesentlich verschlechtert wird; über wesentliche Abweichungen vom Erfolgsplan ist der Aufsichtsrat zeitnah zu informieren.


9.
Anschaffung von Gegenständen des Anlagevermögens, soweit der Anschaffungswert einen vom Aufsichtsrat festzulegenden Betrag im Einzelfall übersteigt; im Wirtschaftsplan vorgesehene Anschaffungen bedürfen keiner weiteren Zustimmung, wenn und soweit der Anschaffungswert einen vom Aufsichtsrat festzulegenden Betrag im Einzelfall nicht übersteigt.


10.
Verfügungen über Wertpapiere, soweit diese einen vom Aufsichtsrat festzulegenden Betrag im Geschäftsjahr übersteigen; kurzfristige Geldanlagen, die ausschließlich zum Zwecke der Optimierung der Zinserträge erfolgen, bleiben hiervon unberührt. Besonders risikobehaftete Geldanlagen, insbesondere Warentermin- und Optionsgeschäfte, sind nicht zulässig.


11.
Einsatz von derivativen Finanzprodukten.

12.
Aufnahme von Darlehen, die nicht im Wirtschaftsplan ausdrücklich vorgesehen sind, ab einem vom Aufsichtsrat festzulegenden Betrag; Kontokorrentkredite jedoch erst ab einem vom Aufsichtsrat festzulegenden Gesamtbetrag. 

13.
Gewährung von Darlehen, soweit sie nicht im Rahmen des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs oder ausschließlich zum Zwecke der vorübergehenden Anlage flüssiger Mittel erfolgt, sowie die Eingehung von Eventualverpflichtungen, insbesondere von Bürgschaften und Garantien, soweit diese im Einzelfall einen vom Aufsichtsrat festzulegenden Betrag übersteigen und nicht im Wirtschaftsplan bereits ausdrücklich vorgesehen sind.


14.
Bestellung von Prokuristen, deren wesentliche Anstellungsbedingungen sowie deren Anpassung ab einem vom Aufsichtsrat festzulegenden Wert.


15.
Bestellung von Vertretern der Gesellschaft zu Organmitgliedern von Beteiligungsunternehmen sowie deren wesentlichen Anstellungsbedingungen.


16.
Übernahme von Pensionsverpflichtungen außerhalb einer allgemeinen betrieblichen Versorgungsregelung.


17.
Abfindungen bei Dienstbeendigungen, soweit diese im Einzelfall eine vom Aufsichtsrat festzulegende Größe übersteigen.


18.
Abschluss und Aufhebung einer allgemeinen Vergütungs-, Versorgungs- oder Sozialregelung, insbesondere Bildung von Unterstützungsfonds für regelmäßig wiederkehrende Leistungen, auch in Form von Versicherungsabschlüssen, ferner allgemeine Regelungen über Gratifikationen und andere außerordentliche Zuwendungen an die Belegschaft; bestehende Regelungen bleiben hiervon unberührt. Über wesentliche Änderungen ist der Aufsichtsrat zeitnah zu informieren.


19.
Abschluss und wesentliche Änderung von sonstigen Dienstverträgen und ähnlichen Verträgen (z. B. Beratungsverträgen) und von Werkverträgen, die einen vom Aufsichtsrat festzulegenden Gesamtwert im Einzelfall übersteigen und nicht bereits im Wirtschaftsplan ausdrücklich aufgeführt sind. 


20.
Abschluss und wesentliche Änderung von Miet- und Pachtverträgen sowie anderen Dauerschuldverhältnissen, die im Einzelfall einen vom Aufsichtsrat festzulegenden Jahres- und/oder Gesamtwert übersteigen und nicht bereits im Wirtschaftsplan ausdrücklich aufgeführt sind.


21.
Verzicht auf fällige Ansprüche, Abschluss von Vergleichen über fällige Ansprüche und Führung von Rechtsstreitigkeiten, soweit diese einen vom Aufsichtsrat festzulegenden Wert im Einzelfall übersteigen. Davon ausgenommen sind Ansprüche aus Schadensereignissen, die durch eine rechtsverbindliche und unwiderrufliche Leistungszusage einer Versicherung für den Einzelfall gedeckt sind, wenn diese Leistungszusage durch einen Verzicht oder Vergleich nicht berührt wird.


22.
Abschluss und wesentliche Änderung von Verträgen mit Angehörigen eines Geschäftsführers oder eines Prokuristen, soweit diese Verträge nicht nur eine vorübergehende Beschäftigung wie z.B. Aushilfen zum Gegenstand haben. Angehörige im Sinne dieser Bestimmung sind die in § 15 AO genannten Personen.

23.
Maßnahmen des Sponsorings, soweit sie einen vom Aufsichtsrat festzulegenden Gesamtbetrag pro Empfänger im jeweiligen Geschäftsjahr übersteigen.


24.
Spenden, soweit sie einen vom Aufsichtsrat festzulegenden Gesamtbetrag pro Empfänger im jeweiligen Geschäftsjahr übersteigen. Spenden dürfen nur im steuerlich zulässigen Rahmen und nur dann gewährt werden, wenn sie zur Förderung des Unternehmenszwecks geeignet erscheinen. Spenden an politische Parteien oder diesen nahestehende Einrichtungen dürfen nicht gewährt werden. 

(4)
Bedarf ein Geschäft oder eine Maßnahme der Zustimmung des Aufsichtsrats und zusätzlich aus anderen rechtlichen Gründen der Zustimmung eines Gesellschafters oder einer Behörde, so bleiben diese Erfordernisse von der Erteilung der Zustimmung durch den Aufsichtsrat unberührt; dies gilt insbesondere auch dann, wenn ein oder mehrere Mitglieder des Aufsichtsrats ein Amt oder eine sonstige Tätigkeit bei dem Gesellschafter oder der Behörde ausüben.

(5)
Wenn zustimmungspflichtige Geschäfte keinen Aufschub dulden und auch die Einberufung des Aufsichtsrats nach § 10 Abs. 4 Satz 2 eine unverzügliche Beschlussfassung nicht ermöglicht, darf die Geschäftsführung mit vorheriger Zustimmung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder im Verhinderungsfall seines Stellvertreters selbständig handeln. Die Gründe für die Eilentscheidung und die Art der Erledigung sind den Mitgliedern des Aufsichtsrats und den Gesellschaftern unverzüglich mitzuteilen.

§ 13
Vergütung des Aufsichtsrats
Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben Sitzungsgeld und Reisekostenvergütung eine Aufsichtsratsvergütung. Das Nähere bestimmt die Gesellschafterversammlung.

§ 14
Gesellschafterversammlung

(1)
Die Gesellschafterversammlung beschließt über alle Angelegenheiten der Gesellschaft, soweit sie nicht durch Gesetz oder Gesellschaftsvertrag einem anderen Organ zugewiesen sind. Der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung unterliegen außer den gesetzlich oder an anderer Stelle des Gesellschaftervertrags genannten Fällen alle Angelegenheiten, die der Gesellschafterversammlung vom Aufsichtsrat zur Entscheidung vorgelegt werden.

(2)
Soweit dies rechtlich zulässig ist, können die Gesellschafter durch Beschluss eine Aufgabe, die dem Aufsichtsrat zusteht, an sich ziehen und/oder einen Beschluss des Aufsichtsrates aufheben oder ändern. Jeder Gesellschafter kann die Einberufung einer Gesellschafterversammlung mit dem Tagesordnungspunkt verlangen, einen Beschluss nach Satz 1 zu fassen.

(3)
Die Gesellschafterversammlung beschließt insbesondere über


1.
die Feststellung des Jahresabschlusses,

2.
die Verwendung des Ergebnisses oder die Deckung des Bilanzverlusts; dabei können nach Zuweisung zur satzungsmäßigen Rücklage (§ 18) verbleibende Beträge in Gewinnrücklagen eingestellt oder als Gewinn vorgetragen werden,


3.
die Entlastung von Geschäftsführung und Aufsichtsrat,


4.
die Wahl des Abschlussprüfers,

5.
der Abschluss und die Änderung von Unternehmensverträgen im Sinne der §§ 291 und 292 Abs. 1 des AktG,

6.
die Liquidation der Gesellschaft, wobei durch einstimmigen Beschluss der Gesellschafter von § 72 des GmbHG abgewichen werden kann, 

7.
die Übernahme neuer Aufgaben von besonderer Bedeutung im Rahmen des Unternehmensgegenstandes,

8.
die Errichtung, den Erwerb und die Veräußerung von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen, sofern dies im Verhältnis zum Geschäftsumfang der Gesellschaft wesentlich ist,

9.
die Festsetzung der Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats.

(4)
Die Gesellschafterversammlung wird, soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, durch die Geschäftsführung oder durch Gesellschafter, schriftlich oder in Textform nach § 126 b) BGB unter Mitteilung der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens zwei Wochen einberufen; ein einfacher Brief genügt bei schriftlicher Einberufung. Im Übrigen gilt § 10 Abs. 4 entsprechend.
(5)
Eine ordentliche Gesellschafterversammlung findet jährlich innerhalb der ersten acht Monate statt. Außerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen, wenn das Interesse der Gesellschaft dies erfordert.

(6)
Die Gesellschafter wählen den Vorsitzenden der Gesellschafterversammlung durch Mehrheitsbeschluss. 

(7)
Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn alle Gesellschafter geladen und mindestens die Hälfte aller Stimmen vertreten sind. Erweist sich eine Gesellschafterversammlung als beschlussunfähig, so ist binnen 3 Wochen eine neue Gesellschafterversammlung mit gleicher Tagesordnung einzuberufen. Die Gesellschafterversammlung ist dann ohne Rücksicht auf die Zahl der vertretenen Stimmen beschlussfähig; hierauf ist in der Einladung gesondert hinzuweisen. Je EURO 100.000 der Stammeinlage gewähren in der Gesellschafterversammlung eine Stimme.

(8)
Beschlüsse der Gesellschafterversammlung bedürfen, soweit das Gesetz oder der Gesellschaftervertrag nichts anderes bestimmt, der einfachen Stimmenmehrheit. 
(9)
Die Gesellschafter können Beschlüsse auch außerhalb von Gesellschafterversammlungen schriftlich sowie in Textform des § 126 b) BGB fassen, wenn kein Gesellschafter widerspricht; hierauf ist in der Beschlussvorlage ausdrücklich hinzuweisen. 

(10)
Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Gesellschafterversammlung ist innerhalb von 4 Wochen eine Niederschrift zu fertigen, die vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen ist. Dies gilt auch für Beschlüsse, die außerhalb von Gesellschafterversammlungen gefasst werden. Die Gesellschafter und die Geschäftsführung erhalten eine Abschrift. Im Übrigen gilt § 10 Abs. 10 und 11 entsprechend. 
III. Wirtschaftsführung

§ 15
Geschäftsjahr
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 16
Wirtschaftsplan
(1)
Die Geschäftsführung ist verpflichtet, dem Aufsichtsrat jährlich so rechtzeitig im Voraus einen aus Erfolgsplan, Investitionsplan, Finanzplan und Stellenübersicht bestehenden Wirtschaftsplan vorzulegen, dass dieser noch vor Beginn des Planjahres vom Aufsichtsrat verabschiedet werden kann. Der Wirtschaftsplan muss auch Aussagen über die Planung bei verbundenen Unternehmen enthalten. Gleichzeitig hat die Geschäftsführung dem Aufsichtsrat eine vorausschauende Planung für den darauffolgenden Dreijahreszeitraum vorzulegen. Dem Wirtschaftsplan und der vorausschauenden Planung sind aussagefähige schriftliche Erläuterungen beizufügen.

(2)
Der Entwurf des Wirtschaftsplans ist rechtzeitig vor der Versendung der Aufsichtsratsunterlagen mit Vertretern der Gesellschafter zu erörtern.

(3)
Abweichungen von der Summe der Aufwandspositionen des Erfolgsplans bedürfen nicht der Zustimmung des Aufsichtsrats, wenn dadurch das Ergebnis des Erfolgsplans und des Finanzplans voraussichtlich nicht wesentlich verschlechtert wird; über wesentliche Abweichungen vom Erfolgsplan ist der Aufsichtsrat zeitnah zu informieren.

(4)
Für die Aufstellung und die Ausführung des Wirtschaftsplans gelten, soweit in der Geschäftsordnung für die Geschäftsführung nichts anderes bestimmt wird, die Vorschriften des Gesetzes über die Eigenbetriebe der Gemeinden Baden-Württemberg vom 8. Januar 1992 (Ges. Bl. S. 22) in seiner jeweiligen Fassung entsprechend.

§ 17
Rechnungslegung, Prüfung
(1)
Der Jahresabschluss und der Lagebericht (sowie der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht) sind nach den Vorschriften des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften in den ersten drei Monaten des folgenden Geschäftsjahres aufzustellen und sodann unverzüglich dem Abschlussprüfer zur Prüfung vorzulegen. Im Rahmen der Berichterstattung über die Abschlussprüfung ist auch die Abwicklung des Wirtschaftsplans darzustellen. Die Prüfung hat die für die Beteiligung der öffentlichen Hand geltenden besonderen Prüfungsbestimmungen nach § 53 HGrG zu umfassen und nach den Vorschriften für große Kapitalgesellschaften zu erfolgen. Der Prüfungsauftrag wird vom Aufsichtsrat erteilt.

(2)
Der Abschlussprüfer hat den Prüfungsbericht zum Jahresabschluss und zum Lagebericht (sowie zum Konzernabschluss und zum Konzernlagebericht) dem Aufsichtsrat innerhalb der gesetzlichen Frist, spätestens bis zum 30. Juni des Folgejahres vorzulegen. Der Geschäftsführung ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, bevor der Prüfungsbericht vorgelegt wird; die Stellungnahme ist beizufügen. 
(3)
An den Beratungen des Aufsichtsrats über den Jahresabschluss und den Lagebericht (sowie den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht) nimmt auch der Abschlussprüfer teil und berichtet über die wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfung.

(4)
Der durch den Aufsichtsrat nach § 171 AktG geprüfte Jahresabschluss und Lagebericht (sowie der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht) sind zusammen mit dem Bericht des Aufsichtsrats der Gesellschafterversammlung vorzulegen.

(5)
Jeder Gesellschafter hat das Recht, die Bücher und Schriften der Gesellschaft einzusehen. Er kann eine zur Berufsverschwiegenheit verpflichtete Person zur Einsicht hinzuziehen oder mit der Einsichtnahme beauftragen, ohne dass der Gesellschaft hierdurch Kosten erwachsen dürfen.

(6)
Dem Land Baden-Württemberg, der Landeshauptstadt Stuttgart und dem Rechnungshof Baden-Württemberg werden die Befugnisse aus den §§ 53 und 54 HGrG eingeräumt. 

§ 18
Satzungsmäßige Rücklage
(1)
Es ist eine satzungsmäßige Rücklage zu bilden.

(2)
In der Rücklage ist der zwanzigste Teil des um einen Verlustvortrag aus dem Vorjahr geminderten Jahresüberschusses einzustellen, bis die Rücklage den zehnten Teil des Stammkapitals erreicht.

(3)
Die satzungsmäßige Rücklage darf, solange sie nicht den zehnten Teil des Stammkapitals übersteigt, nur zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrags oder eines Verlustvortrags aus dem Vorjahr verwendet werden, soweit diese nicht durch einen Gewinnvortrag aus dem Vorjahr einen Jahresüberschuss oder durch Auflösung von Gewinnrücklagen ausgeglichen werden können.

§ 19
Leistungsverkehr zwischen Gesellschaft und Gesellschaftern
Der gesamte Leistungsverkehr zwischen Gesellschaft und Gesellschaftern ist im Sinne der steuerrechtlichen Grundsätze über verdeckte Gewinnausschüttung angemessen abzurechnen. Bei Verstößen dagegen ist der zu Unrecht begünstigte Gesellschafter verpflichtet, den ihm zugewendeten Vorteil zurückzuerstatten oder wertmäßig zu ersetzen.
§ 20
Public Corporate Governance Kodex

(1)
Der vom Ministerrat am 8. Januar 2013 beschlossene Public Corporate Governance Kodex des Landes Baden-Württemberg ist für die Gesellschaft verbindlich und in seiner jeweils aktuellen Fassung von den Organen der Gesellschaft anzuwenden. Daneben können Regelungen der Public Corporate Governance für die Landeshauptstadt Stuttgart durch Beschluss der Gesellschafterversammlung für anwendbar erklärt werden. 
(2)
Geschäftsführung und Aufsichtsrat berichten jährlich über die Corporate Governance der Gesellschaft. Diese Berichte sind auch den Beteiligungsverwaltungen des Landes Baden-Württemberg und der Landeshauptstadt Stuttgart zuzuleiten.
(3)
Bestandteil dieses Corporate Governance Berichts ist insbesondere die Erklärung, dass den Empfehlungen des Public Corporate Governance Kodex des Landes Baden-Württemberg in der jeweils geltenden Fassung entsprochen wurde und wird oder welchen Empfehlungen nicht entsprochen wurde oder wird und warum nicht. 

(4)
Die Erklärung ist auf der Internetseite der Gesellschaft oder im Bundeanzeiger dauerhaft öffentlich zugänglich zu machen. 
§ 21
Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, oder sollte sich in diesem Vertrag eine Lücke befinden, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt werden. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung ist eine solche wirksame Bestimmung zu vereinbaren, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung entspricht. Im Falle einer Lücke ist diejenige Bestimmung zu vereinbaren, die dem entspricht, was nach Sinn und Zweck dieses Vertrages vereinbart worden wäre, hätte man die Angelegenheit von vornherein bedacht. Dies gilt auch dann, wenn die Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit einer Bestimmung auf einem in diesem Vertrag normierten Maß der Leistung oder Zeit beruht; in solchen Fällen ist ein dem Gewollten möglichst nahekommendes, rechtlich zulässiges Maß der Leistung oder Zeit anstelle des vereinbarten zu vereinbaren.

